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Aus dem Parteiprogramm der CDU zum Atomausstieg und zur Energiewende

Energiewende zum Erfolg führen
Ein Wirtschafts- und Industrieland wie Deutschland braucht eine langfris-
tig sichere, bezahlbare und saubere Energieversorgung. Diesem Ziel sind 
CDU und CSU verpflichtet.

Der Ausstieg aus der Nutzung der Kernenergie zur Energieerzeugung, den 
wir im Jahre 2011 beschlossen haben, war richtig und wird von einer brei-
ten Mehrheit in der Bevölkerung getragen. Wir haben damit eine jahrzehn-
telange Debatte zu einem versöhnlichen Abschluss gebracht und werden 
den Ausstieg wie vorgesehen bis 2023 abgeschlossen haben.

Mit dem Endlagersuchgesetz von 2013 haben wir einen verlässlichen 
Handlungsrahmen geschaffen. Mit der 2016 beschlossenen Übertragung 
eines großen Teils der Entsorgungsrückstellungen der Kraftwerksbetreiber 
auf den Bund sichern wir die notwendigen finanziellen Voraussetzungen 
dafür.

Der Umbau der Energieversorgung auf erneuerbare Energien ist in dieser 
Legislaturperiode erheblich vorangekommen. Wir haben einen verbindli-
chen Ausbaupfad geschaffen, der allen Beteiligten Planungssicherheit gibt. 
Durch die marktwirtschaftliche Umgestaltung des Fördersystems sind die 
Ausbaukosten für Wind auf hoher See, Wind an Land und für Photovol-
taik-Anlagen drastisch gesunken. Die EEG-Umlage haben wir stabilisiert, 
energieintensive Unternehmen entlastet, den Strommarkt neu geordnet 
und die Voraussetzungen für den Ausbau der großen Übertragungsnetze 
bis 2023 geschaffen.

Strom muss langfristig für alle Unternehmen und Betriebe sowie privaten 
Verbraucher bezahlbar bleiben. Dafür setzen wir die marktwirtschaftliche 
Heranführung und Systemintegration der erneuerbaren Stromerzeugung 
konsequent fort.

Deutschland muss eine einheitliche Strompreiszone bleiben. Der beschleu-
nigte Netzausbau und die Beseitigung von Engpässen haben für uns 
oberste Priorität. Dadurch reduzieren wir in erheblichem Umfang Kosten. 
Es dürfen keine Nachteile für Grundstückseigentümer, Investitionen und 
Arbeitsplätze entstehen.

Moderne Stromspeichertechnologien sind für den Erfolg der Energiewende 
von großer Bedeutung. Unsere Anstrengungen bei der Forschung und bei 
der Förderung setzen wir fort. Deutschland soll wieder Standort für eine 
Batteriezellproduktion werden.

Neben dem weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien wollen wir die 
Sektorenkopplung weiterentwickeln: Steuerung von Produktion und Nach-
frage sowie die Verknüpfung der Stromerzeugung mit Bereichen wie Ver-
kehr, Gebäude und Wärme (sogenannte Sektorenkopplung) gewinnen zu-
nehmend an Bedeutung. Dadurch lassen sich Kosten wirksam begrenzen 
und die Versorgungssicherheit weiter erhöhen. 

Gutes Klima auch für morgen
Der Schutz von Umwelt und Klima ist für uns von zentraler Bedeutung. 
Wir wollen das ökologische Gleichgewicht unseres Planeten erhalten und 
allen Menschen in Deutschland ein Leben in einer gesunden und intakten 
Umwelt ermöglichen.

Umwelt und Wohlstand, Wachstum und Klimaschutz sind keine Gegensät-
ze. Nur durch qualitativ hochwertiges und nachhaltiges Wachstum können 
wir unsere Lebensqualität dauerhaft sichern. Und die großen Umweltpro-
bleme, die durch jahrzehntelangen Raubbau an den Ressourcen der Natur 
weltweit entstanden sind, können wir nur durch den Einsatz modernster 
Technologie lösen. 

Wir wollen deshalb beides: Gute Umwelt und gute Wirtschaft.

Umweltschutz aus Verantwortung
Die Bewahrung der Schöpfung ist seit jeher ein Kernanliegen von CDU und 
CSU. Deutschland hat im Umweltschutz in den vergangenen Jahren Enor-
mes erreicht und geleistet. Unsere Flüsse und Seen sind wieder sauber, un-
ser Himmel ist wieder blau.

Gemeinsam mit anderen Ländern haben wir das Waldsterben und den 
sauren Regen beendet und dafür gesorgt, dass sich das Ozonloch wieder 
schließt. In vielen Teilen der Welt gibt es jedoch große Probleme, an deren 
Lösung wir arbeiten müssen, auch im ureigenen Interesse.

Die Verschmutzung, Vermüllung und Überfischung der Weltmeere kann 
sich zu einer großen Katastrophe entwickeln. Wir müssen handeln, bevor 
es zu spät ist.

Bodenerosion und Zerstörung tropischer Regenwälder sind längst nicht 
gestoppt und bedrohen unsere Lebensgrundlagen weltweit.

Die Artenvielfalt in Fauna und Flora ist weltweit fast überall bedroht, auch 
bei uns in Deutschland.

Deutschland ist Pionier im internationalen Umweltschutz. Mit Klaus Töpfer 
und Angela Merkel als Umweltministern haben wir schon früh die Weichen 
für eine enge internationale Zusammenarbeit in Umweltfragen gestellt.

Deutschland ist weltweit führend bei Ressourceneffizienz und grüner 
Technologie (Green-Tec). Damit wollen wir auch andere Länder wirksam 
unterstützen.

Klimaschutz ist Zukunftsschutz
Der Fortgang der Erderwärmung kann weltweit dramatische Folgen haben 
und erfordert deshalb gemeinsames Handeln. Ganze Länder und ihre Be-
völkerungen sind davon betroffen. Aber auch in unseren gemäßigten Brei-
ten würde der Fortgang des Klimawandels zu irreversiblen Schäden führen, 
die vor allem unsere Kinder und Enkel treffen würden.

Das Pariser Klimaschutz-Abkommen von 2015 ist der bislang größte Erfolg 
der internationalen Bemühungen zur Begrenzung der Erderwärmung. Dem 
Abkommen haben sich praktisch alle Länder dieser Welt angeschlossen. 
Wir bedauern die Entscheidung der amerikanischen Regierung, aus dem 
Abkommen auszutreten, und werden gemeinsam mit Frankreich und an-
deren Ländern entschieden für den Erhalt und den Erfolg des Abkommens 
eintreten.

Auf dem G7-Gipfel in Elmau wurde vor zwei Jahren die Dekarbonisierung 
der weltweiten Energieerzeugung bis zum Ende dieses Jahrhunderts be-
schlossen. Langfristig muss ein großer Teil der fossilen Energien wie Kohle, 
Öl und Gas durch umweltfreundliche Energien ersetzt werden.

Mit der Einleitung der Energiewende und dem Ausbau der erneuerbaren 
Energien hat Deutschland hierzu einen wichtigen Beitrag geleistet und Al-
ternativen zu den fossilen Energien aufgezeigt. Unser Beispiel wird jedoch 
nur Schule machen, wenn die Energiewende gelingt und die Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Wirtschaft erhalten bleibt. Deshalb muss die Energiewen-
de marktwirtschaftlich organisiert werden. Dabei sind wir seit 2013 einen 
großen Schritt vorangekommen.

Wir halten an unseren bestehenden Energie- und Klimazielen fest und set-
zen sie Schritt für Schritt um. Dies gilt auch für den 2016 beschlossenen 
Klimaschutzplan. Wir lehnen dirigistische staatliche Eingriffe in diesem Be-
reich ab und setzen stattdessen auf marktwirtschaftliche Instrumente. Da-
mit das Klima Zukunft hat.
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Aus dem Parteiprogramm der FPD zum Atomausstieg und zur Energiewende

Neustart in der Energiewende
Eine Politik, die rechnen kann, bringt das Wünschenswerte mit dem Mach-
baren in Einklang. Die Energiewende ist das genaue Gegenbeispiel dazu: 
Das Wünschenswerte wird ohne Rücksicht auf das Machbare verfolgt, 
ohne dass es dabei erreicht würde. Wagen wir also einen Neustart bei der 
Energiewende!

Vollendung des europäischen Energiebinnenmarktes 
Wir Freie Demokraten wollen die Energiewende zu einem gesamteuro-
päischen Projekt machen, in dessen Zentrum die Ziele Wirtschaftlichkeit, 
Versorgungssicherheit und Umweltschutz stehen. Dazu müssen die Libera-
lisierung des Energiebinnenmarktes abgeschlossen und der transeuropäi-
sche Netzausbau

gestärkt werden. Strom soll dort produziert werden, wo die Standortbe-
dingungen die geringsten Kosten erlauben. Der EU-Emissionshandel als 
marktwirtschaftliches Steuerungsinstrument zur kosteneffizienten Ver-
meidung von Emissionen muss gestärkt aus der bevorstehenden Reform 
hervorgehen und auf weitere Sektoren (zum Beispiel Wohnen und Verkehr) 
ausgedehnt werden.

Wettbewerb und Marktwirtschaft für den Energiemix 
der Zukunft
Wir Freie Demokraten setzen uns für einen vielfältigen Energiemix ein und 
stehen neuen Technologien dabei offen gegenüber, auch wenn auf fossile 
Energieträger auf absehbare Zeit nicht verzichtet werden kann. Erneuerba-
re Energien sind für uns ein wichtiges Element im Energiemix der Zukunft. 
Sie haben auf dem deutschen Strommarkt bereits einen Anteil von rund 30 
Prozent. Damit ist das Ziel des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), die 
Markteinführung erneuerbarer Energien zu erreichen, längst umgesetzt. 
Viele Bestandsanlagen und Neubauprojekte können an geeigneten Stand-
orten heute ohne Subventionen wirtschaftlich betrieben werden. Auch für 
die erneuerbaren Energieträger müssen in Zukunft die Regeln des Marktes 
mit allen Chancen und Risiken gelten. Denn nachhaltige und subventions-
freie Geschäftsmodelle lassen sich nur im technologieneutralen Wettbe-
werb unter

marktwirtschaftlichen Bedingungen durchsetzen. Deshalb sollen künf-
tig nicht Gesetze und durch die Politik festgelegte Ausbauziele darüber 
entscheiden, mit welchem Energieträger und welcher Technologie zur 
Energieversorgung beigetragen wird. Anstelle weit in eine ungewisse Zu-
kunft geplanter Ausbauziele für erneuerbare Energieträger soll das Aus-
wahlverfahren des Marktes die Leitplanken der Investitionen in Netz und 
Kraftwerkskapazitäten setzen. Das Tempo beim Zubau der erneuerbaren 
Energien muss mit dem Ausbaustand der Übertragungsnetze, der Power-
to-X Technologie und Verteilnetze in einem zusammenwachsenden euro-
päischen Energiebinnenmarkt sowie der Entwicklung von Speicher- und 
Steuerungstechniken zusammenpassen. Deshalb wollen wir das Dauersub-
ventionssystem des EEG mit Einspeisevorrang und -vergütung beenden. 
Anlagen mit Förderzusage genießen Bestandschutz.

Wirtschaftlich tragfähiger Ausbau der Stromnetze
Wir Freie Demokraten sind für einen wirtschaftlich tragfähigen Netzaus-
bau, der die Interessen der Bürgerinnen und Bürger aber auch der Unter-
nehmen an hoher Versorgungssicherheit und niedrigen Strompreisen in 
einem europäischen Strombinnenmarkt fördert. Mit dem Ausstieg aus der 
Kernenergienutzung

und dem rasanten Ausbau der erneuerbaren Energieträger hat sich die Be-
lastung der Stromnetze erheblich erhöht. Wird jetzt nicht gehandelt, stei-

gen die Kosten der Energiewende noch weiter. Für das bestehende Angebot 
an erneuerbaren Energien müssen Netzengpässe vor allem durch neue Lei-
tungen und verbesserte Technologien (zum Beispiel Digitalisierung) besei-
tigt werden.

Um künftig steigende Kosten zu vermeiden, müssen erneuerbare Energien 
besser, das heißt verbrauchs- und kapazitätsgerecht in den Markt integ-
riert werden. Im Sinne des Verursacherprinzips fordern wir für alle Energie-
erzeuger mehr Verantwortung für die Netzstabilität. Das jetzige System der 
Netzfinanzierung muss reformiert werden, damit Bürgerinnen und Bürger 
sowie Unternehmen endlich entlastet werden. Auch beim Netzausbau sind 
die Belastungen auf das unvermeidbare Maß

zu reduzieren. So wollen wir die Bürgerinnen und Bürger zum Beispiel bei 
der Netzumlage entlasten. Dazu sollen die Betreiber von Erzeugungsanla-
gen die Kosten für den Netzanschluss (zumindest teilweise) tragen.

Offene Leistungsmärkte statt planwirtschaftlicher  
Kapazitätsmärkte
Wir Freie Demokraten wollen Versorgungssicherheit im Wettbewerb errei-
chen und sind gegen staatliche Interventionen zur Bereitstellung ausrei-
chender Kraftwerkskapazitäten. Wir wollen keine staatlich bestimmte Ka-
pazitäts- und Klimareserve, mit der lediglich die Symptome der verfehlten 
Energiewende

kuriert werden. Wir treten dafür ein, dass die erneuerbaren Energieträger 
zukünftig Systemverantwortung übernehmen und selbst für die Sicher-
heit ihres Stromangebots sorgen. In offenen Leistungsmärkten sollen alle 
Stromanbieter die dem Verbraucher zugesagte Leistung unter allen Bedin-
gungen durch Versorgungsgarantien absichern müssen. So wird markt-
wirtschaftlich effizient die erforderliche Leistung bereitgestellt. Durch eine 
Handelbarkeit der Versorgungsgarantien wollen wir auch kleinen Anbietern 
die Gewährleistung der Versorgungsgarantie ermöglichen. Ein planwirt-
schaftlicher Kapazitätsmarkt erübrigt sich dadurch. 

Windkraftanlagen brauchen öffentliche Akzeptanz
Wir Freie Demokraten wollen die Interessen der Bürgerinnen und Bürger 
in der Energiepolitik unterstützen. Vor allem die Energieerzeugung durch 
Windkraftanlagen stößt bei immer mehr Menschen auf Widerstand, weil 
damit oftmals eine drastische Einschränkung der Lebensqualität für die 
Anwohnerinnen und Anwohner sowie massive Eingriffe in die Natur und 
das Landschaftsbild verbunden

sind. Deshalb sind die gesetzlichen Mindestanforderungen an die Errich-
tung solcher Anlagen so zu ändern, dass bei zunehmender Größe von 
Windkraftanlagen und einer damit verbundenen stärkeren Belastung auch 
der Abstand zur nächsten Wohnbebauung, zu Brutstätten etc. entspre-
chend steigt.

Das sehen wir mit der sogenannte 10H-Regel gewährleistet: Hier beträgt 
der Abstand zur Wohnbebauung mindestens das Zehnfache der Gesamt-
höhe der Windkraftanlage. Außerdem sollen sich die Abstandsgrenzen zu 
Brutstätten und Nahrungshabitaten gefährdeter Vogelarten verbindlich 
nach den Empfehlungen der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutz-
warten richten (Helgoländer Papier).

Die besondere baurechtliche Privilegierung von Windkraftanlagen im Au-
ßenbereich soll entfallen.
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Klimaverträglichkeit und Effizienz
Der Schutz des Klimas ist zu wichtig, um ihn bürokratisch und planwirt-
schaftlich anzugehen. Trotzdem dominieren diese Strategien mit ver-
heerenden Folgen: Die Kosten laufen aus dem Ruder, ohne dass es zu 
angemessenen Erfolgen kommt. Ändern wir die Strategie in Richtung 
Marktwirtschaft!

Weltweite Klimaschutzpolitik
Wir Freie Demokraten treten für eine vernünftige, international abge-
stimmte Politik auf Basis des Klimaschutzabkommens von Paris ein und 
lehnen nationale Alleingänge ab. Wir wollen den Emissionshandel als glo-
bales Klimaschutzinstrument weiterentwickeln und dafür internationale 
Kooperationspartner gewinnen. Das wird uns nur gelingen, wenn wir uns 
langfristig realistische Ziele setzen und auf unnötige Markteingriffe ver-
zichten. Technisch gibt es viele Wege, das Klima zu schützen. Aus unserer 
Sicht sind alle gesellschaftlich akzeptierten Technologien und Energieträ-
ger gleichermaßen geeignet, die sich marktwirtschaftlich behaupten kön-
nen und eine sichere Energieversorgung gewährleisten.

Daher lehnen wir auch auf Ebene der Europäischen Union technische Auf-
lagen zur Treibhausgasminderung ab und treten für einen Verzicht auf 
Subventionen für Vermeidungstechnologien ein.

Stärkung des EU-Emissionshandels  
für den Klimaschutz
Wir Freie Demokraten wollen mit dem Emissionshandel als zentralem Steu-
erungsinstrument im Klimaschutz die Innovationskraft der Märkte nutzen, 
zunächst in der EU, so schnell wie möglich weltweit.

Bis heute hat die deutsche Energiewende mehr als 150 Milliarden Euro ge-
kostet, ohne dass es zu einer wirklichen Reduzierung der Emissionen ge-
kommen wäre. Eine Unzahl von Klimaschutzzielen und -instrumenten für 
unterschiedliche Lebensbereiche und Branchen verteuern den Klimaschutz 
unnötig und blockieren die Mittel für alternative Optionen der Treibh-
ausgasreduzierung. Bessere Impulsgeber für klimafreundliche Innovatio-
nen sind ein weltweiter Preis für CO2-Emissionen,  langfristig verlässliche 
Emissionsziele und unternehmerische Flexibilität beim Handel mit den 
Emissionszertifikaten.

Deshalb wollen wir als ersten Schritt den EU-Emissionshandel durch eine 
Ausweitung auf weitere Sektoren stärken und damit fit für zukünftige Ko-
operationen mit anderen internationalen  Emissionshandelssystemen ma-
chen. Allerdings brauchen globale Wirtschaftsbereiche wie Schifffahrt und 
Luftverkehr auch globale Vereinbarungen. Gleichzeitig lehnen wir Eingriffe 
in die Preisbildung am Markt für Emissionszertifikate wie etwa Mindest-
preise ab. Mit den Erlösen aus der Versteigerung der Emissionszertifikate 
sollen keine Subventionstöpfe gefüllt werden.

Stromsteuer senken
Wir Freie Demokraten wollen die Stromverbraucherinnen und -verbrau-
cher entlasten und deshalb die Stromsteuer auf das europäische Mindest-
niveau absenken. Heute macht die Stromsteuer einen erheblichen Anteil 
des Strompreises aus. Die Stromsteuer sollte das Klima schützen und die 
Rente finanzieren. Beides hat sich als Illusion erwiesen. Stromeinsparun-
gen durch hohe Strompreise bewirken unter den Bedingungen des europä-
ischen Emissionshandels keine Treibhausgasminderungen.

Für eine nachhaltige Finanzierung der Rente ist eine vernünftige Rentenre-
form nötig, kein Stopfen der Finanzierungslöcher durch die Stromsteuer. 

Für den Wettbewerb neuer Technologien
Wir Freie Demokraten stehen neuen Technologien gerade auch im Klima-
schutz offen gegenüber. Niemand kann heute sagen, wie die Energiever-
sorgung in 50 Jahren aussehen wird. Daher lehnen wir langfristige Pläne, 
mit denen für jeden Wirtschaftssektor spezifische Emissionsziele mittels 
restriktiver Vorgaben umgesetzt werden sollen, grundsätzlich ab. Dauer-
subventionssysteme wie das  Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) behin-
dern die Durchsetzung neuer Ideen und müssen deshalb abgeschafft wer-
den. Wir Freie Demokraten wollen die Potenziale der energietechnischen 
und energiewirtschaftlichen Verknüpfung von Strom, Wärme, Mobilität 
und Rohstoffen sowie deren Infrastrukturen („Sektorkopplung“) bei der Re-
duzierung von Treibhausgasemissionen marktwirtschaftlich nutzen.

Wir lehnen eine planwirtschaftliche Umsetzung durch die Bundesregie-
rung ab. Denn wir sehen in staatlicher Investitionslenkung, wie beispiels-
weise der zwangsweisen Einführung von Elektroautos durch ein Verbot 
von Verbrennungsmotoren, keine geeignete Klimaschutzstrategie. Auch die  
Digitalisierung im Energiemarkt muss mit marktwirtschaftlichen Prinzipien 
statt staatlichem Zwang vorangetrieben werden. Intelligente Stromzäh-
ler sind derzeit Voraussetzung für lastabhängige Stromtarife. Sie helfen, 
Angebot und Nachfrage besser zu steuern und ermöglichen zugleich Kos-
teneinsparungen bei den Kunden. Bei der Einführung intelligenter Strom-
zähler sind hohe Datenschutzstandards strikt zu beachten. Auch hier gilt: 
Nachhaltige und subventionsfreie Geschäftsmodelle lassen sich nur im 
technologieneutralen Wettbewerb unter marktwirtschaftlichen Bedingun-
gen durchsetzen. Nur in neuen Technologien, die am Markt bestehen, ste-
cken wirtschaftliche Chancen und neue Beschäftigungsfelder. Und auch 
Möglichkeiten für eine sichere Energieversorgung, eine effizientere Ener-
gienutzung und für reduzierte Treibhausgasemissionen.

Keine Alleingänge in der Klimapolitik ohne Nutzen
Wir Freie Demokraten wollen, dass Energiepolitik nicht zur Verbotspolitik 
wird. Heute werden den Menschen die Ziele der Energiepolitik mit immer 
neuen Vorschriften, Subventionen und Zwangsabgaben aufgezwungen. 
Wir wollen marktwirtschaftliche Anreize und keine Verzichts- und Ver-
botsideologie mit staatlicher Gängelung. Nationale Alleingänge wie den 
Klimaschutzplan 2050 lehnen wir ab. Er schreibt für einzelne Sektoren in 
Deutschland konkrete Einsparziele vor, ohne einen wesentlichen Klimaef-
fekt zu haben. Damit verteuert er das Leben der Menschen und gefährdet 
Arbeitsplätze.

Mit solcher planwirtschaftlichen Bevormundung nehmen wir uns die not-
wendige Offenheit für den technischen Fortschritt. Zudem sind gemein-
same europäische Klimaziele festgelegt. Das heißt, dass jede Tonne in 
Deutschland zusätzlich gespartes CO2 in anderen europäischen Ländern 
zusätzlich ausgestoßen werden kann. Alleingänge Deutschlands in der Kli-
mapolitik sind also ökologisch wirkungslos.

Daher müssen die Klimaziele Deutschlands wieder an die gemeinsamen 
europäischen Ziele angeglichen werden.
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Wir steigen um – komplett auf grüne Energien
Energie ist der Treibstoff unseres Lebens. Wir alle sind auf sie angewiesen. 
In den vergangenen zwei Jahrhunderten haben die Menschen ihre Energie 
gewonnen, indem sie vor allem Kohle, Gas und Öl verbrannten. Das hat die 
wirtschaftliche Entwicklung der Industriegesellschaften ermöglicht. Doch 
diese Art der Energiegewinnung hat uns auch mit ungeheuren Abgas-
mengen in die Klimakrise geführt. In den vergangenen 60 Jahren kam zur 
fossilen Energie die Atomkraft dazu. Sie war und bleibt ein hochriskanter 
und extrem teurer Irrweg. Kohle und Atom haben heute ausgedient. Wir 
GRÜNE haben einen Plan für die Energiewelt der Zukunft. Es ist möglich 
und unser Ziel, die Energieversorgung und Energiespeicherung von Strom, 
Wärme und beim gesamten Verkehr komplett mit Sonne, Wind, Wasser, 
nachhaltig erzeugter Bioenergie, Umgebungstemperaturen und Erdwärme 
zu decken. Für die Verwirklichung dieser Energiewende arbeiten wir seit 
unserer Gründung. So können wir dauerhaft unseren Wohlstand sichern, 
ohne unsere Lebensgrundlagen dabei zu zerstören. Sowohl Klimaschutz 
und Energiewende als auch Umwelt- und Naturschutz sind für uns zu-
kunftsentscheidend und werden mit den Bürger*innen vor Ort gestaltet. 
Die Energiewende hat bereits hunderttausende Jobs geschaffen – weitaus 
mehr, als bei Kohle und Atom weggefallen sind. Damit ist die Energiewen-
de nicht nur gut fürs Klima. Sie stärkt auch unsere Wirtschaft und schafft 
sichere Arbeitsplätze.

Energiewende: Mit langem Atem zum Erfolg
Wir GRÜNE haben die Energiewende 2000 in Regierungsverantwortung 
mit den Beschlüssen zum Atomausstieg und der Förderung grüner Ener-
gien eingeleitet. Das hat sich gelohnt. Heute sind bereits zwölf Atomkraft-
werke in Deutschland abgeschaltet, die übrigen gehen in fünf Jahren vom 
Netz. Wir sagen: „Atomkraft? Nein Danke!“ Schon ein Drittel des Stroms 
wird bei uns aus Wind, Sonne, Wasser und Bioenergie gewonnen. Im von 
uns GRÜNEN mitregierten Schleswig-Holstein sind es schon 100 Prozent. 
Bei uns kommt grüner Strom aus der Steckdose. Und der ist mittlerwei-
le sogar günstiger als Strom aus Kohle und Atom. Grüner Strom wird von 
vielen kleinen Erzeuger*innen produziert. Dezentral und in der Hand von 
Bürger*innen findet die Energierevolution statt. Ihr Engagement hat das 
Oligopol der vier großen Stromkonzerne gebrochen. Die Energiewende ist 
ein industriepolitischer Meilenstein auf dem Weg zu einer grünen Wirt-
schaft.

Doch trotz ihres Erfolgs ist die Energiewende kein Selbstläufer. Und sie 
hat Gegner*innen. 2010 versuchten CDU/CSU gemeinsam mit der FDP, den 
Atomausstieg rückgängig zu machen. Der permanente Druck der Anti-
Atom-Bewegung und letztlich die Katastrophe von Fukushima ließ sie von 
diesen Plänen abrücken. Schwarz-Gelb musste sich den Realitäten beugen. 
Doch statt daraufhin auf 100 Prozent Erneuerbare zu setzen, trieb die Bun-
desregierung die Solarindustrie aus dem Land und vernichtete so mehrere 
zehntausend Arbeitsplätze in einer Zukunftsbranche. Die Große Koalition 
bremst und deckelt den Ausbau erneuerbarer Energie, wo sie nur kann. Sie 
zerstört die Dynamik der Energiewende – so erreicht Deutschland seine 
Klimaschutzziele nicht.

Wir GRÜNE halten das für grundlegend falsch. Deutschland muss den 
Weg der Energiewende entschlossen weitergehen. So wie das GRÜNE in 
den Landesregierungen mit ambitionierten Ausbauplänen bereits tun. Wir 
wollen die Energiewirtschaft auf Erneuerbare umstellen und viele tausend 
neue Arbeitsplätze schaffen. In Deutschland haben wir die Technik, die Fä-
higkeiten und den Willen der Bürgerinnen und Bürger. 

Wir GRÜNE sind die politische Kraft, die mit den Menschen gemeinsam die 
Energiewende zum Erfolg führt und immer wieder nachjustiert, wo es sein 
muss. Wie beispielsweise in Schleswig-Holstein mit Blick auf die bedarfs-
gesteuerte Befeuerung von Windkraftanlagen, um unnötiges nächtliches 
Blinken zu vermeiden oder auch die temporäre Abschaltung bei Aktivität 
von Fledermäusen und starkem Vogelzug. 

Rein in die neue Stromwelt – vollständig auf  
Erneuerbare umsteigen
Das grüne EEG ist auch eine Erfolgsgeschichte, weil es die Kosten für So-
lar- und Windstrom weltweit drastisch gesenkt und so zur nachhaltigen 
Entwicklung maßgeblich beigetragen hat. 100 Prozent Ökostrom bis 2030, 
das ist unser Ziel. Dafür werden wir den Kohleausstieg einleiten und die 
schwarz-rote Ausbaubremse für Erneuerbare abschaffen. So bringen wir 
die Dynamik in die Energiewende zurück. Dazu braucht es eine Weiterent-
wicklung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) und ein neues Strom-
marktdesign, das heißt die Ausrichtung des Energiesystems auf erneuer-
bare Energien und Lastenmanagement statt auf fossile Kraftwerke. Wir 
GRÜNE wollen die jährlichen Ausbauziele kräftig anheben und an die Klima 
ziele des Pariser Klimaabkommens anpassen.

Millionen Bürgerinnen und Bürger, die ihr Dach oder ihren Keller zum 
Kraftwerk machen oder sich an Energiegenossenschaften beteiligen, sind 
und bleiben dabei unsere wichtigsten Verbündeten. Sie treiben den dezen-
tralen Ausbau voran. Darum wollen wir alle EU-rechtlichen Möglichkeiten 
ausschöpfen, um Erneuerbare-Energien-Projekte vom bürokratischen Aus-
schreibungszwang und unberechtigten Umlagen zu befreien. Die sinnwid-
rige Erhebung der „Son nens teuer“ wollen wir abschaffen und ein Öko-
strommarktmodell einführen, damit aus deutschen erneuerbaren Anlagen 
Grünstrom auch wieder als Ökostrom vermarktet werden kann.

Auch Mieter*innen sollen von den Vorteilen einer klimafreundlichen und 
kostengünstigen Energieversorgung profitieren, indem wir das jetzige Bü-
rokratiemonster durch einfache und handhabbare Strommodelle für Mie-
terinnen und Mieter ersetzen. Wir führen die milliardenschweren Strom-
preisrabatte für die Industrie auf ein Minimum zurück und entlasten 
stattdessen die Verbraucher*innen, Handwerk und Mittelstand. Nur noch 
solche Unternehmen, die tatsächlich im internationalen Wettbewerb ste-
hen, sowie energieintensive Prozesse sollen Rabatte erhalten, diese sollen 
zudem an die Umsetzung von Energieeffizienzmaßnahmen geknüpft wer-
den.

Kommunen, in denen erneuerbare Energien ausgebaut werden, sollen stär-
ker vom Ausbau profitieren. Wir sorgen dafür, dass der Ausbau erneuer-
barer Energien und notwendiger Netze mit Natur- und Landschaftsschutz 
konsequent gemeinsam gedacht und transparent geplant wird. Wir wollen 
Bürger*innen frühzeitig die Möglichkeit geben mitzugestalten. Beim Netz-
ausbau setzen wir vor rangig auf Erdkabel und wollen, dass Freileitungen 
– zunächst in Naturschutzgebieten und Vogelzugkorridoren – durch Vogel-
schutzmarkierungen nachgerüstet werden. Zur solidarischen Finanzierung 
der Energiewende wollen wir eine verursachergerechte und auch regional 
faire Verteilung der Kosten des Stromnetzes.



lonsee.bund.net

Aus dem Parteiprogramm der GRÜNEN zum Atomausstieg und zur Energiewende

Durch eine Reform des Strommarktes schaffen wir neue Anreize dafür, 
Energie flexibel und effektiv dann zu nutzen oder zu speichern, wenn viel 
Strom aus Sonne und Wind verfügbar ist. Zu diesen Zeiten wollen wir 
Speicher auffüllen oder Strom in Wärme oder Gas umwandeln, um damit 
Wohnungen zu heizen oder Fahrzeuge anzutreiben. Hocheffiziente und 
zunehmend erneuerbare KraftWärmeKopplung wollen wir dabei unter-
stützen, dass sie immer flexibler auf den Strommarkt reagiert und so den 
Strom aus Wind und Sonne ergänzt. Wir machen es möglich, aus erneuer-
baren Quellen Strom und Wärme zu erzeugen. Schikanöse Umlagen, Ent-
gelte und überbordende Bürokratie werden wir verhindern.

Zugleich muss die Erzeugung und Verteilung von Strom in Europa besser 
vernetzt werden. Die Sonne scheint und der Wind weht nicht immer. Aus 
europäischer Perspektive gibt es aber einen großen Ausgleichseffekt. Wenn 
man die Wetter- und Klimaregionen in Europa vom Atlantik bis zum Balti-
kum, vom Mittelmeer bis Skandinavien besser miteinander verzahnt, dann 
sinkt auch der Bedarf an Speichern und Reservekraftwerken. Deshalb trei-
ben wir die europäische Energieunion voran und wollen sie zu einer echten 
Klimaunion ausbauen.

Effizienzrevolution auslösen
Nach wie vor gilt: Die beste Kilowattstunde ist die, die nicht verbraucht 
wird. Wir wollen eine Effizienzrevolution einleiten. Darum legen wir ein 
Energiespargesetz vor, das ambitionierte, aber realistische Vorgaben macht. 
Insbesondere in der Industrie gibt es noch viele Einsparpotenziale. Mit un-
serem Programm „Faire Wärme“ und konkreten Fördermaßnahmen zum 
Energiesparen greifen wir dabei auch den Privathaushalten unter die Arme. 
Wir wollen die Nutzung erneuerbarer Wärme im Gebäudebestand voran-
bringen, die energetische Modernisierung von Häusern und ganzen Stadt-
vierteln fördern sowie Nahwärmenetze und Abwärmenutzung ausbauen. 
Die von der EU geforderten Vorgaben für energieeffiziente Gebäude wollen 
wir so ausgestalten, dass neue Gebäude nur noch sehr wenig Energie ver-
brauchen und hauptsächlich erneuerbar beheizt werden.

Klar ist: Der Umstieg auf klimaschonende Wärme gelingt nur, wenn Woh-
nen und Heizen bezahlbar bleiben. Missbräuchlichen Verdrängungen von 
Mieter*innen bei Sanierung muss durch Änderungen des Mietrechts ein 
Riegel vorgeschoben werden. Stromsparchecks und Energieberatung sol-
len Standard werden. Gerade Haushalte mit kleinem Geldbeutel wollen wir 
GRÜNE damit unterstützen. Auf europäischer Ebene werden wir uns für 
ambitionierte Vorgaben für Energie- und Ressourceneffizienz einsetzen. 
Dazu wollen wir unter anderem das „Top-Runner“-Prinzip europaweit ver-
ankern: Für alle Geräte mit dem gleichen Einsatzspektrum wird das effi-
zienteste Gerät zum Standard erhoben. Stromfresser, die diesen Standard 
nicht binnen drei Jahren erreichen, verschwinden vom Markt.

Atomkraft endgültig abschalten
Auf dem Weg in die neue Stromwelt wollen wir die atomare Vergangen-
heit endgültig hinter uns lassen. 2022 wird der letzte Meiler in Deutsch-
land vom Netz gehen. Außerdem wollen wir erreichen, dass keine weiteren 
Strommengen mehr auf die AKWs Emsland und Brokdorf übertragen wer-
den, die mit ihrem Atomstrom die Netze für den Ökostrom verstopfen. So-
lange noch Atomkraftwerke laufen, müssen sie höchsten Sicherheitsstan-
dards entsprechen. Deshalb wollen wir das AKW Grundremmingen wegen 
der regelwidrigen Sicherheitsmängel bei der Erdbebenfestigkeit sowie der 
Not- und Nachküh lung unverzüglich stilllegen. Die Subventionierung der 
Atomkraft muss ein Ende haben. Das wollen wir mit der Wiedereinfüh-
rung der Brennelementesteuer erreichen. Da eine Neuanwendung atoma-
rer Technologien für uns GRÜNE auf keinen Fall infrage kommt, wollen 
wir Schluss machen damit, Steuergeld in die Erforschung von Kernfusion, 
Transmutation oder Reaktoren der vierten Generation zu stecken. Aus dem 
Milliardengrab ITER muss Deutschland aussteigen. 

Mit dem Ende des Betriebs von Atomkraftwerken ist das atomare Zeitalter 
jedoch noch lange nicht Geschichte. Für den hochgefährlichen Atommüll 
brauchen wir ein Endlager. Mit dem von Winfried Kretschmann angesto-
ßenen Endlagersuchgesetz und dem Ergebnis der Endlagerkommission 
wurde dafür eine gute Grundlage geschaffen: Denn in der jetzt beginnen-
den Suche haben Sicherheitskriterien Vorrang und die Bürger*innen in den 
betroffenen Regionen werden in einem ergebnisoffenen Suchprozess auf 
Augenhöhe beteiligt. Wir werden das bestmögliche Endlager finden. Und 
das kann und wird nicht Gorleben sein, denn wir haben für scharfe wis-
senschaftliche Kriterien in der Endlagersuche gesorgt. Bis zur bestmögli-
chen Endlagerung braucht der Atommüll die bestmögliche Zwischenlage-
rung. Wir werden einen Prozess anstoßen, in dem unter Einbeziehung der 
Länder, der Standortkommunen und der Zivilgesellschaft entschieden wird, 
wie mit dem gefährlichsten Müll der Welt bis zur Endlagerung umgegan-
gen werden soll. Zudem setzen wir uns für den sicheren Rückbau der still-
gelegten Atomkraftwerke in Deutschland ein.

Unser Ziel ist es jedoch, dass überall in Europa das gefährliche Spiel mit 
dem atomaren Feuer ein Ende hat. Schrottreaktoren wie Tihange und Doel 
in Belgien oder Fessenheim und Cattenom in Frankreich müssen sofort 
vom Netz. Wir wollen den Euratom-Vertrag, in dem die Privilegien der 
Atomkraft festgeschrieben sind, an die heutige Zeit anpassen. Wenn das 
nicht erreichbar ist, setzen wir uns dafür ein, dass Deutschland aus Eura-
tom aussteigt. Unseren Kampf gegen die Atomkraft werden wir erst dann 
beenden, wenn der Atomausstieg erreicht ist – in Deutschland, Europa und 
weltweit. Der Atomausstieg ist daher auch Außenpolitik. Deswegen wol-
len wir auch den Betrieb der Urananreicherungsanlage in Gronau und der 
Brennelementefabrik in Lingen, die noch ganz Europa mit radioaktiv strah-
lendem Brennstoff versorgen, schnellstmöglich, endgültig und rechtssicher 
beenden.
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In erneuerbare Energie investieren,  
Energiekonzerne entmachten 
Die Energiewende wird nur dann erfolgreich sein, wenn sie sozial gerecht 
und durch die Bürgerinnen und Bürger selbst gestaltet ist. DIE LINKE strei-
tet dafür, dass die Vormachtstellung von Großkonzernen in der Energiever-
sorgung beendet und die Energieversorgung umfassend bürgernah und als 
Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge organisiert wird. Energieversorgung 
muss dem Gemeinwohl dienen und der Profitgewinnung entzogen werden. 
Wir wollen die notwendigen Milliarden-Investitionen in den Ausbau erneu-
erbarer Energien nutzen, um einen Machtwechsel von den Stromkonzer-
nen zu den Bürgerinnen und Bürgern zu befördern.

Im Gegenzug sollen ungerechtfertigte Industrierabatte bei Ökosteuer, 
Netzentgelten, Emissionshandel und im Erneuerbare-Energien-Gesetz ent-
fallen. Sie verhindern den notwendigen Strukturwandel:

Strom- und Wärmenetze müssen in die öffentliche Hand überführt und 
demokratisch kontrolliert werden. Der Netzentwicklungsplan muss anhand 
neuer Zielkriterien überarbeitet und an ambitionierten Klimaschutzzielen 
ausgerichtet werden. Wenn der Kohleausstieg beschleunigt wird und eine 
dezentrale Energieversorgung sowie ein Ausbau der Speichersysteme vor-
angebracht werden, ist auch ein deutlich geringerer Netzausbau erforder-
lich, als er jetzt – getrieben von den Profitinteressen der Übertragungs-
netz- und Kohlekraftwerksbetreiber – geplant ist.

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) in seinen zentralen Säulen – vor-
rangige Einspeisung von Ökostrom, garantierte kostenorientierte Vergü-
tungssätze – ist von der Bundesregierung durch ein System vom Markt-
prämien und Ausschreibungen zu großen Teilen zerstört worden. So wird 
seit 2017 die Förderhöhe für Ökostrom über Ausschreibungen ermittelt. 
Ausschreibungssysteme sind für Bürgerenergieprojekte jedoch teuer, ris-
kant und aufwändig, wir lehnen sie ab. Wir wollen eine strukturelle Reform 
des EEG mit sozialen Komponenten und wollen den Ökostromanteil auf 43 
Prozent bis zum Jahr 2020, 70 Prozent bis 2030 und auf 100 Prozent bis 
2040 erhöhen.

DIE LINKE unterstützt eine regional ausgerichtete und in der Bevölkerung 
verankerte Energiewende: Energiegenossenschaften, Bioenergiedörfer, In-
stitutionen, Einrichtungen, Betriebe, Städte und Kommunen sollen das 
gesetzliche Recht zum Kauf der von ihnen für die Energie-Eigenversor-
gung genutzten Netze erhalten. Wir setzen uns dafür ein, dass Investoren 
verpflichtet werden, den Standortgemeinden eine Beteiligung an neuen 
Windkraftanlagen, Photovoltaik-Kraftwerken und Energiespeichern anzu-
bieten. Um die Energiewende voranzubringen, wollen wir die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen für Hauseigentümer, Mietervereinigungen, Betriebe 
und Kommunen verbessern, die ihre Energieversorgung in die eigene Hand 
nehmen wollen. In kommunalen Stadtwerken unter direkter demokrati-
scher Mitgestaltung der Bevölkerung können ökologische Energiegewin-
nung und bezahlbare Energiepreise am besten erreicht werden. Gleichzeitig 
werden damit Grundlagen zur Förderung regionaler Wirtschaftsstrukturen 
geschaffen.

Den Einsatz von Blockheizkraftwerken (BHKW) und anderen Formen der 
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) als hocheffiziente Brückentechnologie wol-
len wir besser fördern, um ihren Anteil bis 2020 auf 25 Prozent an der 
Bruttostromerzeugung zu erhöhen. DIE LINKE unterstützt Mieterstrom-
konzepte einer hauseigenen Stromversorgung durch BHKWs im Keller oder 
Photovoltaik-Anlagen (PV) auf dem Dach.

Wir wollen die Strompreise stärker kontrollieren und  
Energie für alle bezahlbar machen
Der Zugang zu Energie ist ein Grundrecht. DIE LINKE will Energiearmut 
verhindern. Zahlungsschwierigkeiten dürfen nicht dazu führen, dass Men-
schen im Dunkeln sitzen oder frieren müssen. Strom, Gas, Wasser, Heizung 
dürfen nicht abgestellt werden.

Für den durchschnittlichen Verbrauch von elektrischem Strom, Wasser und 
Heizenergie werden preisgünstige Sockeltarife geschaffen. Diese decken ei-
nen Teil des durchschnittlichen Verbrauchs ab. Was über den durchschnitt-
lichen Verbrauch hinausgeht, wird teurer. Damit werden Anreize zum 
Stromsparen geschaffen.

Darin sehen wir ein Instrument, mit elektrischem Strom, Heizenergie und 
Wasser sparsamer  umzugehen. Gleichzeitig werdeneinkommensschwache 
Haushalte entlastet, der durchschnittliche Stromverbrauch bleibt für alle 
bezahlbar.

Die Strompreise müssen stärker überwacht und sozial gerechter ausgerich-
tet werden. Der  zuständigen staatlichen Behörde soll daher ein Beirat zur 
Seite gestellt werden, in dem Verbraucher, Umwelt- und Sozialverbände 
sowie Gewerkschaften vertreten sind.

Wir wollen ein bundeseinheitliches Netzentgelt über alle Spannungsebe-
nen einführen, um zu verhindern, dass in Regelzonen mit einem hohen 
Anteil von Ökostromanlagen deutlich höhere Netzentgelte anfallen als in 
Regionen mit geringer regenerativer Erzeugung.

Wir fordern ein schärferes Wettbewerbs und Kartellrecht für Strom-, Gas- 
und Mineralölkonzerne. Unberechtigte Industrierabatte bei Ökosteuer, 
Netzentgelten, Emissionshandel oder im Erneuerbare-Energien-Gesetz zu 
Lasten der Privathaushalte und des öffentlichen Haushaltes wollen wir ab-
schaffen.

Die Stromsteuer für private Verbraucherinnen und Verbraucher wollen wir 
senken. Für zusätzliche Entlastungen wollen wir einen Energiewendefonds 
auflegen, der die Zahlungsverpflichtungen der Stromkunden über die EEG-
Umlage über einen längeren Zeitraum streckt. Außerdem wollen wir Ra-
batte bei der EEG-Umlage für energieintensive Industrien abschaffen.

Wohngeld soll auf der Basis der Bruttowarmmiete gezahlt und um eine 
Komponente für Stromkosten erweitert werden. Die Heiz-, Warmwas-
ser- und Stromkostenkomponente soll im Wohngeld zu einer Energieko-
stenkomponente (»Klimawohngeld«) zusammengeführt werden. Das Kli-
mawohngeld ist so auszugestalten, dass Energiearmut bei umsichtigem 
Verbrauch sicher verhindert wird.

Die energetische Sanierung von Bestandsgebäuden darf nicht zu höheren 
Warmmieten oder gar Verdrängung führen. Wir fordern darum ein stärke-
res Engagement der öffentlichen Hand, um hier die Kosten für Mieterinnen 
und Mieter zu begrenzen (vgl. VII »Die Mieten runter!«). Um den Altbaube-
stand bis 2050 nahezu vollständig energetisch zu sanieren, muss sich die 
Sanierungsrate von derzeit 1,1 Prozent auf zwei Prozent im Jahr verdop-
peln.

Dazu sollen ein verbindlicher Plan erstellt und die Förderprogramme für 
energetische  Gebäudesanierung deutlich und dauerhaft erhöht werden. 
Bei der Wärmedämmung werden vorrangig die Maßnahmen gefördert, bei 
denen umweltfreundliche Dämmstoffe verwendet werden.

Die im vergangenen Jahr ausgelaufene Öko-Abwrackprämie für Kühl-
schränke wird erneut aufgelegt und erweitert: Jeder Privathaushalt soll bei 
der Neuanschaffung eines Kühlschranks, einer Wasch- oder Spülmaschine 
der Energieeffizienzklasse A+++ einen Zuschuss von 200 Euro erhalten.

Aus Gründen des Ressourcen- und Umweltschutzes müssen die zu erset-
zenden Elektrogeräte mindestens zehn Jahre alt sein. Das Neugerät gehört 
maximal der gleichen Geräteklasse (Größe) wie das Altgerät an.
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DIE LINKE will die staatliche Förderung für erneuer-
bare Energien und für mehr Energieeffizienz ausbauen 
und neu ausrichten
Der verpflichtende Anteil erneuerbarer Energien an der Wärmeversorgung 
für Neubauten muss schrittweise gesteigert und bei grundlegenden Sanie-
rungen auch auf den Gebäudebestand ausgeweitet werden. Der regenera-
tive Wärmeanteil in Deutschland soll 2020 mindestens 20 Prozent betra-
gen.

Am preiswertesten und umweltfreundlichsten ist immer noch die Kilo-
wattstunde, die erst gar nicht bereitgestellt werden muss. Effizienzpolitik 
braucht nicht nur Fördermittel, sondern auch Gesetze und Verordnungen, 
die Mindeststandards für den Energieverbrauch von Produkten, Produk-
tionsweisen und Gebäuden (auch im Bestand) vorgeben. Es dürfen nur 
langlebige, reparaturfreundliche, material- und energiesparende Produkte 
hergestellt werden. Ein Energieeffizienzfonds kann den Umstieg auf eine 
effiziente Wirtschaftsweise unterstützen und sozial begleiten. Wir wollen 
außerdem eine  Innovationspolitik umsetzen, die die Erforschung, Entwick-
lung und Umsetzung neuer Technologien und Praktiken fördert, die nicht 
allein durch Profitlogik getrieben, sondern zu allererst an den Bedürfnissen 
der Menschen und der Schonung von Ressourcen orientiert ist.

Energie muss sauber sein
Fracking verbieten. Aus Kohle und Atomkraft aussteigen! Ein zukunftsfä-
higes Energiesystem bedeutet den Ausstieg aus Energieerzeugung durch 
Uran und Kohle. Fracking ist keine Alternative, sondern eine unbeherrsch-
bare und teure Risikotechnik, die zu Grundwasserverschmutzung und Erd-
beben führen kann.

Mit ihrem Fracking-Erlaubnisgesetz vom Juni 2016 haben CDU/CSU und 
SPD trotzdem Fracking im Sandgestein (sogenannten Tight-Gas-Reser-
voirs) zugelassen.

Wir wollen Fracking ohne Ausnahmen verbieten. Wir setzen uns dafür ein, 
dass auch die unterirdische Verpressung von CO2 (Carbon Capture and 
Storage, CCS) dauerhaft und ausnahmslos verboten wird.

Profiteure zur Kasse 
Die Energiekonzerne wollen sich um ihre finanzielle Verantwortung für die 
Kosten der Atommüllentsorgung drücken und diese auf die Gesellschaft 
abwälzen. Unternehmen, die an der Atomwirtschaft und am Kohlebergbau 
jahrzehntelang Milliarden verdient haben, müssen die Nachsorgekosten für 
ihre Geschäftsfelder übernehmen. Wir wollen die Konzerne daran hindern, 
sich durch Unternehmensabspaltungen arm zu rechnen oder aus der Haf-
tung zu fliehen. Das Verursacherprinzip muss auf alle Vorhaben der Aufsu-
chung und Gewinnung von Rohstoffen angewendet werden.

Raus aus der Kohle, Übergänge gerecht gestalten 
Wir wollen einen zügigen und sozial abgefederten Ausstieg aus der Kohle-
stromversorgung. Der EU-Emissionshandel hat hier versagt. Drei Milliarden 
überschüssige CO2-Zertifikate haben das Emissionshandelssystem unter-
graben, sie müssen stillgelegt werden. Die Bundesregierung muss sich im 
Zusammenhang mit den Neufestlegungen der EU-Klimaschutz und -Ener-
gieziele für 2030 für eine Minderung der Treibhausgasemissionen gegen-
über dem Jahr 1990 um 60 Prozent einsetzen, für einen Anteil erneuerba-
rer Energien am Endenergieverbrauch von 45 Prozent und eine Minderung 
des Primärenergieverbrauchs gegenüber dem Jahr 2000 um 40 Prozent.

DIE LINKE fordert ein nationales Kohleausstiegsgesetz 
mit folgenden Eckpunkten:
Der schrittweise Kohleausstieg beginnt 2018. Spätestens 2035 muss der 
letzte Kohlemeiler vom Netz gehen. Bestandteil des Gesetzes ist ein Ver-
bot für den Neubau von Kohlekraftwerken sowie für den Neuaufschluss 
und die Erweiterung von Braunkohletagebauen. Der Strukturwandel in den  
Tagebauregionen darf nicht auf dem Rücken der Beschäftigten erfolgen – 
daher fordert DIE LINKE einen Strukturwandelfonds in Höhe von jährlich 
250 Millionen Euro für die soziale Absicherung der im Bergbau Arbeiten-
den und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze.

Bis der notwendige Ausstieg aus der Kohle erreicht ist, müssen die gra-
vierenden Folgen des Abbaus von Braunkohle begrenzt werden. DIE LINKE 
tritt für eine Reform des Bundesberggesetzes ein. Bisher haben Konzern-
interessen und Rohstoffgewinnung dort Vorrang vor den Interessen der 
Umwelt und der Bevölkerung. Stattdessen müssen umfassende statt ein-
geschränkte Planfeststellungsverfahren eingeführt werden.

Sie sollen ermöglichen, dass in den Abwägungen und Planungsermessen 
neben der  Umweltverträglichkeit auch die Erforderlichkeit der Vorhaben 
geprüft wird. Beteiligungs-, Informations- und Klagerechte von Bürgerin-
nen und Bürgern müssen garantiert werden.

Der Ausstieg aus der Atomkraft muss im Grundgesetz festgeschrieben und 
alle in Betrieb befindlichen Atomkraftwerke müssen unverzüglich abge-
schaltet werden. Wir setzen uns für einen  gesamteuropäischen Plan zur 
Stilllegung von Atomkraftwerken ein.

Den Im- und Export von Uranbrennstoffen zum Betrieb von Atomkraftwer-
ken und Atommüll wollen wir verbieten. Die Fertigung von Uranbrennstoff 
in den vom Atomausstieg bislang ausgenommenen Anlagen in Gronau und 
Lingen muss beendet werden. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
darf keine Atomkraftwerke im Ausland fördern.

Keine Lagerung im »Endlager« Schacht Konrad in Salzgitter. Gorleben muss 
als ungeeigneter und politisch verbrannter Standort aufgegeben werden. 
Atommülllagerung kann nicht von oben und ohne Beteiligung der Betrof-
fenen und der Aktiven in der Anti-Atom-Bewegung durchgesetzt werden. 
DIE LINKE unterstützt eine offene Debatte unter Beteiligung aller Betroffe-
nen über die Lagerung aller Arten von Atommüll mit der größtmöglichen 
Sicherheit und dem Ziel eines gesellschaftlichen Konsenses. Dafür braucht 
es umfassende Mitsprache und Klagerechte in allen Phasen des zu entwi-
ckelnden Suchverfahrens.

Die Kosten für die Stilllegung und den Rückbau von Atomanlagen müssen 
die Atomkonzerne tragen. Dabei muss ein Höchstmaß an Strahlenschutz 
und Sicherheit gelten sowie eine umfassende Öffentlichkeitsbeteiligung 
ermöglicht werden, die über das bestehende Atomrecht hinausgeht. Eine 
unkontrollierte Freigabe von gering radioaktiv belasteten Abfällen beim 
Rückbau der Anlagen lehnen wir ab.

Die langwierige Suche nach einem Atommüll-Endlager erfordert eine län-
gere Zwischenlagerung hochradioaktiver Abfälle. Den dadurch wachsen-
den Risiken müssen wir mit verbesserten Sicherheitskonzepten der Zwi-
schenlagerung begegnen. Dies erfordert zunächst einen umfassenden 
gesellschaftlichen Dialog.

Wir setzen uns für den Atomausstieg in Europa und überall auf der Welt 
ein. Öffentliche Gelder, inklusive der Pensionsrücklagen und Rentenkassen, 
müssen umgehend aus Anlagen in Unternehmen der fossilen Energiebran-
che abgezogen werden. Öffentliche Institutionen dürfen nicht in fossile 
und nukleare Energieunternehmen investieren. Dies gilt auch für öffentli-
che Geldgeber wie die KfW.
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Es ist Zeit für eine gesunde und saubere Zukunft
Umweltgerechtigkeit ist das Ziel unserer Politik. Denn eine zerstörte Um-
welt gefährdet die Gesundheit und vertieft soziale Ungleichheit bei uns 
und weltweit. Wir wollen allen Menschen den Zugang zu einer intakten 
Natur erhalten. Frische Luft, gesunde Böden, saubere Gewässer, eine viel-
fältige Tier- und Pflanzenwelt gehören dazu. Wir stehen in der Verantwor-
tung, eine gesunde und saubere Umwelt für unsere Kinder und Enkelkin-
dern zu bewahren.

Für viele Menschen auf unserem Planeten hängen die Chancen auf ein 
Leben in Wohlstand und Frieden vom erfolgreichen Kampf gegen den Kli-
mawandel ab. Klimaschutzpolitik ist daher immer auch Friedenspolitik und 
Ausdruck internationaler Solidarität. Die Vereinten Nationen haben sich 
2015 auf dem Klimagipfel in Paris auf eine treibhausgasneutrale Weltwirt-
schaft verständigt. Es dürfen also nur noch so viele Treibhausgase entste-
hen, wie von der Natur im gleichen Zeitraum wieder aufgenommen wer-
den. In Deutschland wollen wir bis 2020 den Ausstoß von CO2 im Vergleich 
zu 1990 um mindestens 40 Prozent senken, bis 2050 wollen wir weitestge-
hend Treibhausgasneutralität erreichen.

In Übereinstimmung mit dem Pariser Klimaschutzabkommen werden wir 
deshalb den Klimaschutzplan 2050 weiterentwickeln. Dort gelang unter 
sozialdemokratischer Federführung erstmalig der Entwurf einer Konkreti-
sierung der Treibhausgasminderung in Deutschland bis 2030 und 2050, der 
es erlaubt, den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
mit funktionierenden Innovationen und geschlossenen Wertschöpfungs-
ketten mit den Klimazielen zu verbinden. Eine SPD-geführte Bundesregie-
rung wird den Dialog mit den Unternehmen, den Gewerkschaften und den 
Beschäftigten in den betroffenen Sektoren führen. Denn wir wissen, dass 
sich soziale, ökonomische und ökologische Fragen nicht einzeln, sondern 
nur unter Berücksichtigung der wechselseitigen Abhängigkeiten erfolg-
reich beantworten lassen. Im Rahmen dessen setzen wir auf Technologie-
neutralität und Innovationsoffenheit. Die Ergebnisse dieses Dialoges wer-
den wir im Rahmen eines nationalen Klimaschutzgesetzes umsetzen. Dazu 
gehört auch die Überprüfung umweltschädlicher und wettbewerbsverzer-
render Subventionen. 

Wir werden Deutschland zur energieeffizientesten Volkswirtschaft der Welt 
machen. Das ist eine Aufgabe für die gesamte Gesellschaft.

Energiewende vollenden
Energie muss umweltfreundlich und bezahlbar sein. Gleichzeitig muss die 
verlässliche Versorgung gesichert bleiben. Das sind für uns drei gleichran-
gige Ziele der Energiewende.

Es ist eine Frage der Gerechtigkeit, dass wir erneuerbare Energien weiter 
ausbauen. Erneuerbare Energien aus Windkraft (Off- und Onshore) und 
Sonnenenergie sind langfristig die kostengünstigste Form der Energieer-
zeugung. Sie machen uns unabhängig von Öl, Erdgas und Uran aus Kon-
fliktregionen. Sie tragen zur lokalen Wertschöpfung bei und zu einem fai-
ren Energiemarkt.

Damit die Energiewende erfolgreich fortgeführt werden kann, müssen die 
verschiedenen Energiesektoren stärker verbunden werden. Bisher findet die 
Energiewende hauptsächlich im Stromsektor statt. Durch Sektorenkopp-
lung soll die Energiewende noch stärker in den Wärme- und Verkehrssektor 
getragen werden. Speicher und andere Technologien für die Sektorenkopp-
lung sowie die Flexibilisierung und die Digitalisierung der Energiewende 
wollen wir gezielt durch technologieoffene gesetzliche Rahmenbedingun-
gen sowie durch Forschungs- und Entwicklungsprogramme voranbringen. 
Der zügige Netzausbau auf Verteil- und Übertragungsnetzebene ist für 
das Gelingen der Energiewende von entscheidender Bedeutung. Bestehen-
de Stromleitungen sollen mit Hilfe neuer Technologien besser ausgelastet 
werden. Maßnahmen zur Energieeffizienz werden wir ausbauen. 

Wir wollen insbesondere den öffentlichen Gebäudebestand und den öf-
fentlichen Nahverkehr zu Vorbildern des nachhaltigen und energieeffizien-
ten Verbrauchs entwickeln. Energieeffizienzstandards von Produkten und 
Dienstleistungen werden wir weiter verbessern.

Spätestens 2050 müssen wir Energie weitestgehend treibhausgasneutral 
erzeugen. Wir stellen dabei sicher, dass Deutschlands Industrie internati-
onal wettbewerbsfähig bleibt. Den europäischen Emissionshandel werden 
wir so weiterentwickeln, dass er seine Funktion als zentrales Klimaschut-
zinstrument erfüllen kann. Sollte dies nicht zu erreichen sein, werden wir 
Verhandlungen für die Vereinbarung von CO2-Mindestpreisen auf europäi-
scher Ebene aufnehmen. Dabei werden wir unterschiedliche Wettbewerbs-
bedingungen im Klimaschutz berücksichtigen und „Carbon-Leakage“ ver-
hindern.

Die vollständige Energiewende gelingt nur, wenn auf dem Weg dorthin 
konventionelle Energieträger den Ausbau der erneuerbaren Energien er-
gänzen. Erdgas, erneuerbares Gas aus Power-To-Gas-Anlagen und die be-
stehende Gasnetzinfrastruktur werden im Energiemix für eine flexible, si-
chere und CO2-arme Energieerzeugung immer bedeutender.

Moderne Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung werden eine wichtige Rolle 
im Energiesystem übernehmen. Wir werden sie deshalb entsprechend för-
dern.
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Der Schutz unseres Trinkwassers und der Gesundheit haben für uns obers-
te Priorität. Daher haben wir ein unbefristetes Verbot für unkonventionel-
les Fracking durchgesetzt. Die hier bestehenden Risiken für Mensch und 
Umwelt sind größer als die wirtschaftlichen Chancen. Deshalb stehen wir 
dafür, dass es bei einem Verbot bleibt. Zudem werden wir die Schutzstan-
dards in der konventionellen Erdgasförderung überprüfen und beständig 
anpassen.

2022 wird das letzte deutsche Atomkraftwerk abgeschaltet. Mit dem hin-
terlassenen Atommüll müssen wir gesamtgesellschaftlich verantwortungs-
voll umgehen. Das gilt nicht zuletzt für die Konzerne, die mit Atomkraft-
werken jahrzehntelang viel Geld verdient haben. Mit dem schwarz-gelben 
Ausstieg aus dem Ausstieg ist allein durch den Wegfall der Brennelemen-
testeuer ein Schaden von sieben Milliarden Euro entstanden. Diese Über-
wälzung auf die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler ist unverantwortlich. 
Die Endlagerung des Atommülls muss nach menschlichen Maßstäben auf 
ewig sicher sein. Wir werden bei anderen Staaten aktiv dafür werben, aus 
der Atomenergie auszusteigen. In der EU werden wir uns dafür einsetzen, 
die Fördermöglichkeiten zum Bau neuer Atomkraftwerke abzuschaffen. In 
Deutschland werden wir die Hermes-Kreditbürgschaften für Exporte so re-
geln, dass Atomenergie-Projekte davon ausgeschlossen werden.
Wir wollen, dass alle Menschen an der Rendite der Energiewende teilhaben. Deswegen 
sind Mieterstrommodelle für uns so wichtig. Mieterinnen und Mieter sollen von der 
Einspeisung regenerativer Energien und einer eigenen Stromerzeugung finanziell pro-
fitieren. Wir werden Hausbesitzerinnen und Hausbesitzer weiterhin dabei unterstützen, 
ihre Häuser und Gebäude auf wirtschaftliche Weise energetisch zu sanieren und mit 
erneuerbaren Energien zu versorgen. Wir werden gleichzeitig darauf achten, dass Woh-
nen für Mieterinnen und Mieter bezahlbar bleibt.

Sinkende Börsenstrompreise und Einkaufspreise der Gasversorger müs-
sen bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern ankommen. Wir wollen 
alternative Finanzierungsmodelle der Energiewende prüfen. Wir werden 
Bürger-Energiegenossenschaften fördern. Kommunen sollen ihre Netzin-
frastruktur rekommunalisieren können, wenn sichergestellt ist, dass der 
Netzbetrieb sicher und effizient erbracht werden kann.

Den Stadtwerken kommt bei der Umsetzung der Energiewende eine 
Schlüsselrolle zu.

Für eine nachhaltige Klimapolitik:
Die Unterzeichnung des Klimaabkommens von Paris 2015 ist ein histori-
scher Meilenstein in der internationalen Klimapolitik. Wir setzen uns darü-
ber hinaus für eine ambitionierte Klimapolitik im nationalen, europäischen 
und internationalen Rahmen ein. Maßnahmen zur Anpassung an den Kli-
mawandel und zum Klimaschutz unterstützen wir nachdrücklich.

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die Entwicklung einer integrier-
ten europäischen Klimadiplomatie. Angesichts einer wachsenden Weltbe-
völkerung und steigender Nachfrage nach Energie wird die ökologische 
und klimapolitische Wende ohne eine grundlegende globale Transformati-
on der Energiesysteme nicht zu schaffen sein. Die SPD setzt sich dafür ein, 
die Entwicklungszusammenarbeit im Energiebereich konsequent auf die 
Förderung von erneuerbaren Energien und den Aufbau einer dezentralen 
und demokratisch kontrollierten Versorgung umzustellen. Hierzu unter-
stützen wir auch weitere Klima- und Energiepartnerschaften mit Entwick-
lungs- und Schwellenländern.

Weltweit sind Städte bereits heute für 70 Prozent des Energieverbrauchs 
sowie für 70 Prozent der CO2-Emissionen verantwortlich. Hier braucht es 
ein starkes Engagement, sonst können die Klimaziele nicht erreicht werden. 
Wir wollen daher die schnell wachsenden Städte in den Entwicklungs- und 
Schwellenländern im Rahmen von Urbanisierungspartnerschaften stär-
ker beraten und unterstützen: bei der Stadtplanung, bei Maßnahmen zur 
Energieeffizienz und beim Aufbau des öffentlichen Personennahverkehrs. 
Wir stehen zu dem Versprechen der Industrieländer, die finanzielle Unter-
stützung für die armen Länder beim Klimaschutz und bei der Anpassung 
an die klimatischen Veränderungen bis 2020 auf 100 Milliarden US-Dollar 
pro Jahr zu steigern. Außerdem wollen wir gerade die besonders vom Kli-
mawandel bedrohten ärmeren Länder auch im Umgang mit den Folgen des 
Klimawandels stärker unterstützen.
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1989–1990: DDR 
In der DDR existierten im Jahr 1989 die beiden Kernkraftwerke Greifswald 
(2200 MW) und Rheinsberg (70 MW). Beide Kraftwerke wurden im Zuge 
der Wiedervereinigung aus ökonomischen Gründen abgeschaltet, während 
in den alten Bundesländern zunächst kein Ausstieg geplant war. Begründet 
wurde dies mit der russischen Technik der ostdeutschen Kernkraftwerke, 
die als nicht ausreichend sicher beurteilt wurde.[98]

Für Block 5 des Kernkraftwerks Greifswald (KGR) wurde am 24. November 
1989 der Probebetrieb untersagt, da kein westdeutsches Energieunterneh-
men bereit war, das Kostenrisiko zu übernehmen. Drei weitere der fünf ak-
tiven Blöcke wurden im Februar 1990 stillgelegt. Mit Block 4 wurde im Juli 
1990 der letzte in der DDR noch betriebene Kernreaktor abgeschaltet.

Die Kosten für den Rückbau wurden 2015 zunächst auf 4,2 Mrd. Euro be-
ziffert; Mitte 2016 gingen die Energiewerke Nord als Eigentümer der An-
lagen von mindestens 6,6 Mrd. Euro aus. Die Dekontamination des Kraft-
werks Lubmin soll 2028 abgeschlossen sein.[99]

2000/2011–2022: „Alte“ Bundesländer  
und wiedervereinigtes Deutschland
In Westdeutschland begann der Atomausstieg unter der ersten rot-grünen 
Bundesregierung (Kabinett Schröder I) mit der „Vereinbarung zwischen 
der Bundesregierung und den Energieversorgungsunternehmen vom 
14. Juni 2000“. 2002 wurde der Vertrag („Atomkonsens“) durch No-
vellierung des Atomgesetzes rechtlich abgesichert.[100] In der Folge 
wurden am 14. November 2003 das Kernkraftwerk Stade (640 MW)[101] 
und am 11. Mai 2005 das Kernkraftwerk Obrigheim (340 MW)[102] endgül-
tig abgeschaltet. Für alle anderen Atomkraftwerke wurden Reststrommen-
gen vereinbart, nach deren Erzeugung die Kraftwerke abgeschaltet werden 
sollten. Feste Abschalttermine wurden nicht vereinbart, die Strommengen 
waren so bemessen, dass ein Betrieb der letzten Kraftwerke etwa bis in die 
Jahre 2015 - 2020 möglich gewesen wäre.

2010 wurde unter dem Kabinett Merkel II das Atomgesetz durch 
eine Laufzeitverlängerung für deutsche Kernkraftwerke im Sinne der 
Atomwirtschaft modifiziert. Es wurde vom Bundestag am 28. Oktober 
2010 beschlossen; die sieben vor 1980 in Betrieb gegangenen Kernreakto-
ren erhielten je zusätzliche acht Betriebsjahre, die übrigen zehn je zusätzli-
che 14 Betriebsjahre.

Am 14. März 2011 – wenige Tage nach dem Beginn der Nuklearkatast-
rophe von Fukushima – beschloss das Kabinett Merkel II einen weiteren 
deutlichen Wechsel ihrer Atom- bzw. Energiepolitik: Zunächst verkündete 
sie ein dreimonatiges Atom-Moratorium für die sieben ältesten deutschen 
Atomkraftwerke sowie für das aufgrund vieler Pannen umstrittene Kern-
kraftwerk Krümmel; kurz darauf beauftragte sie die Reaktor-Sicherheits-
kommission und die neu eingesetzte Ethikkommission für eine sichere 
Energieversorgung, um ihren Atomausstieg zu rechtfertigen. Am 6. Juni 
2011 beschloss das Kabinett Merkel II das Aus für acht Kernkraftwer-
ke und einen stufenweisen Atomausstieg bis 2022.[103][104] Damit 
wurden die im Herbst 2010 beschlossenen Laufzeitverlängerungen zu-
rückgenommen. Der zweite deutsche Atomausstieg wurde mittels er-
neuter Novellierung des Atomgesetzes fixiert.

Am 30. Juni 2011 beschloss der Bundestag in namentlicher Abstim-
mung mit großer Mehrheit (513 Stimmen)[105] das „13. Gesetz zur 
Änderung des Atomgesetzes“, das die Beendigung der Kernenergie-
nutzung und Beschleunigung der Energiewende regelt. Insbesondere 
erlosch die Betriebsgenehmigung für acht Kernkraftwerke in Deutsch-
land; die Laufzeit der übrigen neun Kraftwerke ist zeitlich gestaf-
felt, wobei die letzten Kernkraftwerke Ende 2022 abgeschaltet wer-
den (siehe auch: Liste der Kernkraftwerke in Deutschland).[106] Am 8. Juli 
stimmte der Bundesrat zu.[107] Bundespräsident Christian Wulff unter-
zeichnete das Gesetz am 1. August 2011[108]; es wurde am 5. August 2011 
im Bundesgesetzblatt verkündet und trat am 6. August 2011 in Kraft.[109]

Das Kernkraftwerk Brunsbüttel und sieben weitere deutsche Kernkraftwer-
ke wurden Mitte 2011 stillgelegt. Zum 6. August 2011 verloren damit fol-
gende acht deutsche Kernkraftwerke ihre Betriebserlaubnis:[110]

Kernkraftwerk Biblis A

Kernkraftwerk Biblis B

Kernkraftwerk Brunsbüttel

Kernkraftwerk Isar 1

Kernkraftwerk Krümmel

Kernkraftwerk Neckarwestheim 1

Kernkraftwerk Philippsburg 1

Kernkraftwerk Unterweser

Am 27. Juni 2015 wurde das Kernkraftwerk Grafenrheinfeld vom Netz ge-
nommen.[111]

Die übrigen acht deutschen Kernreaktoren müssen spätestens vom Netz  
gehen:

spätestens am 31. Dezember 2017: Kernkraftwerk Gundremmingen B

spätestens am 31. Dezember 2019: Kernkraftwerk Philippsburg 2

spätestens am 31. Dezember 2021: Kernkraftwerke Grohnde, Brokdorf und 
Gundremmingen C

spätestens am 31. Dezember 2022: Kernkraftwerke Isar 2, Neckarwestheim 
2 und Emsland

Eine große Mehrheit der Bevölkerung begrüßte den Atomausstieg, wie eine 
repräsentative Umfrage im Herbst 2011 ergab: 80 % fanden den Atom-
ausstieg richtig; 8 % fanden ihn falsch, 12 % äußerten kein Urteil.[112] Es 
kam nicht (wie anfangs befürchtet) zu einer starken Ausweitung der Stro-
mimporte bzw. der fossilen Stromerzeugung; unter anderem weil die Pro-
duktion der Erneuerbaren Energien in den Jahren 2011 und 2012 deutlich 
zunahm.[113] So stieg im ersten Halbjahr 2012 der Anteil der Erneuerba-
ren Energien am Strombedarf Deutschlands laut BDEW erstmals über 25 
%.[114][115] Im Januar/Februar 2012 produzierten die Erneuerbaren Ener-
gien – trotz der Kältewelle in Europa 2012 – mehr elektrische Energie als 
die acht abgeschalteten Kernreaktoren hätten produzieren können. Die re-
generativ erzeugte Strommenge war um 42 % höher als im Vorjahreszeit-
raum.[116] Die Brutto-Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien betrug 
2010 etwa 103 Mrd. Kilowattstunden; 2012 betrug sie über 136 Milliarden 
Kilowattstunden. Der Bruttostromverbrauch sank im gleichen Zeitraum um 
knapp 3 Prozent auf 595 Mrd. kWh. Dies konnte den Rückgang bei Kern-
kraft-Strom mehr als ausgleichen. Zudem erhöhte sich Deutschlands Über-
schuss im Stromexport um 5,4 Mrd. kWh auf 23,1 Mrd. kWh.[117]
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Das Handelsblatt berichtete im November 2011, Vattenfall wolle wegen der 
Stilllegung seiner beiden Atomkraftwerke Krümmel und Brunsbüttel juris-
tisch gegen Deutschland vorgehen und noch 2011 die Bundesrepublik vor 
einem Schiedsgericht nach den Regeln des Internationalen Zentrums zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) in Washington auf Scha-
densersatz in Milliardenhöhe verklagen.[118] Die Klage ging am 31. Mai 
2012 beim ICSID in Washington ein (siehe Vattenfall gegen Bundesrepublik 
Deutschland).[119] Vattenfall als schwedischer Konzern kann sich auf den 
internationalen Energiecharta-Vertrag (ECT) bzw. seine Investitionsschutz-
regeln berufen, weil Schweden und Deutschland den ECT unterzeichnet 
haben. Dieser schützt ausländische Investoren in den Unterzeichnerlän-
dern vor Eingriffen in Eigentumsrechte. Unter anderem steht Investoren 
laut Vertragstext eine „stets faire und gerechte Behandlung“ zu.[120][121] 
Wie am 15. Oktober 2014 bekannt wurde, fordert Vattenfall von der Bun-
desrepublik eine Entschädigung in Höhe von etwa 4,7 Milliarden Euro.[120]

E.ON und RWE legten im Sommer 2012 Verfassungsbeschwerde gegen 
den 2011 beschlossenen Atomausstieg ein. Dies soll den Weg für spätere 
Schadensersatzklagen vor Zivilgerichten ebnen. [122] Auch Vattenfall hat 
Verfassungsbeschwerde eingelegt. Ob dies für ein ausländisches Staatsun-
ternehmen zulässig ist, ist fraglich.[123] Vattenfall steht daher in der Kritik, 
sowohl verfassungsrechtlich als auch vor einem internationalen Schieds-
gericht zu Klagen. Das Bundesverfassungsgericht wies die Klagen ab und 
erklärte den Atomausstieg mit dem Grundgesetz vereinbar.[124]

Vor Finanzgerichten laufen Klagen gegen die Brennelementesteuer. Nach 
Ansicht der klagenden Konzerne verstößt sie gegen Europarecht und die 
Steuerbefugnisse des Bundes nach dem Grundgesetz. Der Europäische Ge-
richtshof billigte die Steuer im Juli 2015. Auf Vorlage durch das Finanzge-
richt Hamburg, das die Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit teilte, urteilte 
das Bundesverfassungsgericht am 7. Juni 2017, dass der Bund keine Ge-
setzgebungskompetenz für eine Brennelementesteuer habe und das Gesetz 
entsprechend nichtig sei.[125]

Die drei deutschen Atomkraftwerke betreibenden Unternehmen E.ON, RWE 
und EnBW wiesen für das Geschäftsjahr 2011 folgende Zahlen aus:

EnBW wies einen Verlust von 867 Mio. Euro aus.[126]

RWE wies etwas weniger Umsatz aus (49.153 nach 50.722 Mio. Euro); das 
Ergebnis nach Steuern sank von 4.978 (2010) auf 2.170 Mio. Euro.[127] 
RWE-Vorsitzender Peter Terium sagte am 14. August 2012, RWE steige 
„aus Überzeugung“ aus der Kernenergie aus.[128]

E.ON wies 2011 einen Konzernfehlbetrag von 1.861 Mio Euro aus. Im Vor-
jahr waren es von 281 Mio Euro Konzernüberschuss gewesen. Als Dividen-
de pro Aktie schüttete E.ON 1,00 Euro (Vorjahr 1,50 Euro) aus.[129]

Deutsche Befürworter von Kugelhaufenreaktoren sahen 2011 Bedarf, den 
Begriff Atomausstieg dahingehend zu überprüfen, ob es sich bei ihm um 
den Ausstieg aus der friedlichen Nutzung der Kernenergie handelt oder 
spezieller um den Ausstieg aus dem Leichtwasserreaktor. Dieser sei nicht 
unter dem Aspekt der Erzeugung von Elektrizität entwickelt worden und 
habe deshalb Sicherheits- und Entsorgungsdefizite.[130] Eine Kampagne 
der Kugelhaufen-Lobby (Motto Umsteigen statt Aussteigen) verpuffte 2011 
ohne nennenswerte Resonanz, zumal gravierende sicherheitstechnische 
Schwachstellen dieses Reaktorkonzepts deutlich geworden waren (Näheres 
hier).

Im Mai 2013 lobte die Internationale Energieagentur in ihrem Länderreport 
die deutsche Regierung ausdrücklich für ihre „umfassende Energiestrate-
gie, ehrgeizige Ökostromziele und Pläne für die Senkung des Energiever-
brauchs“. Die Energiewende bringe langfristig „beachtliche Vorteile“ mit 
sich.[131]

Laut Bericht im Handelsblatt vom 2. September 2013 senken die (seit lan-
gem) niedrigen Preise an der Strombörse den eventuellen Schadensersatz 
für die Betreiber der stillgelegten AKWs. Am 14. November 2011 (an diesem 
Tag legte E.ON Verfassungsbeschwerde ein) kostete am Terminmarkt der 
EEX eine Megawattstunde Strom über 55 Euro, im 3. Quartal 2013 sind es 
36 Euro. Bei 35 Euro je Megawattstunde sehen Analysten die Grenze der 
Wirtschaftlichkeit; zusätzlich zu den Betriebskosten fallen durchschnittlich 
15 Euro Brennelementesteuer an.[63]

Wegen des dreimonatigen Moratoriums von 2011 verklagten RWE, E.ON 
und EnBW im Jahr 2014 die jeweiligen Länder und die Bundesrepublik auf 
Schadensersatz wegen angeblicher entgangener Gewinne. Aktuell fordern 
RWE vom Land Hessen und dem Bund 235 Millionen €[132], E.ON vom 
Freistaat Bayern, vom Land Niedersachsen und vom Bund 386 Millionen 
€ (die Klage wurde am 4. Juli 2016 vom Landgericht Hannover abgewie-
sen)[133][134] und EnBW vom Land Baden-Württemberg und dem Bund 
261 Millionen € (die Klage wurde am 6. April 2016 vom Landgericht Bonn 
abgewiesen)[135][136]. Nach einem Bericht des TV-Magazins Monitor 
von Anfang Februar 2015 wurden verschiedene Warnungen vor einer zu 
schlechten bzw. lückenhaften (juristisch haltbaren) Begründung des Mora-
toriums und der Abschalt-Anweisungen als Risiko für spätere Schadenser-
satzklagen ignoriert.[137]

Im Jahr 2014 wurde bekannt, dass die finanzielle Vorsorge der Kraftwerks-
betreiber für den Rückbau der Atomkraftwerke und die Atommüllentsor-
gung aufgrund der vorzeitigen Stilllegung wahrscheinlich nicht ausreicht 
und der Staat die Kosten übernehmen muss.[138]

Im Dezember 2016 entschied das Bundesverfassungsgericht, dass meh-
rere betroffene Energiekonzerne Schadensersatz wegen des vorzeitigen 
Atomausstiegs erhalten müssen.[139] Das Gericht stelle in seinem Urteil 
insbesondere fest, dass das novellierte Atomgesetz mit Artikel 14 Absatz 1 
Grundgesetz unvereinbar ist, da es keine Regelung zum Ausgleich für In-
vestitionen vorsieht, die im berechtigten Vertrauen auf die im Jahr 2010 
zusätzlich gewährten Zusatzstrommengen vorgenommen, durch dieses 
aber entwertet wurden. Der Gesetzgeber wird verpflichtet, eine Neurege-
lung spätestens bis zum 30. Juni 2018 zu treffen.[140]




